
Dauerhafte Entwicklung als globale Herausforderung 
Anstöße der Brundtland-Kommission 

Drei Berichte zur einen Welt 

Vor drei Jahren haben die Vereinten Nationen eine Kommission 
eingesetzt, die Empfehlungen erarbeiten sollte zu dem Zusam­
menhang zwischen wirtschaftlicher Entwicklung und dem 
Schutz der Umwelt als der na tü r l i chen Lebensgrundlage für die 
Menschen. Diese Kommission, die unter dem Vorsitz der norwe­
gischen Minis te rpräs iden t in Gro Harlem Brundtland tagte, hat 
Ende A p r i l 1987 ihren Abschlußber ich t >Our Common Future< 
vorgelegt. 
Die Brundtland-Kommission knüpf t an die Tradi t ion der 
Brandt- wie der Palme-Kommission an. Der Bericht der Brandt-
Kommission hieß >Das Über leben sichern. Gemeinsame Interes­
sen der Industrie- und E n t w i c k l u n g s l ä n d e r , der der Palme-
Kommission stand unter dem Motto >Gemeinsame Sicherheit^ 
Der Bericht der Brundtland-Kommission t r äg t die Überschr i f t 
>Unsere gemeinsame Zukunft<. Daß alle diese Titel den Begriff 
der >Gemeinsamkeit< beinhalten, ist kein Zufal l . Der Grundge­
danke der einen Welt, des gemeinsamen menschlichen Schick­
sals zieht sich durch alle diese Berichte. 
Die Brundtland-Kommission behandelte sowohl das Thema der 
Umwelt als auch das der Entwicklung und stellte fest, daß Fra­
gen i m Zusammenhang mi t Frieden und Sicherheit aufs engste 
verknüpf t waren mi t allen Zukunftsperspektiven, i n deren M i t ­
telpunkt Umwelt und Entwicklung stehen. Diese Verflechtun­
gen werden sehr deutlich, wenn man zum Beispiel ins Südl iche 
Afr ika schaut — nach Mosambik etwa, das vernichtet w i r d 
durch Krieg, Dür re , Hunger und wirtschaftlichen Zusammen­
bruch; und hier führt jeder einzelne dieser Faktoren, ve rs tä rk t 
durch die übr igen , zu etwas, was schnell zu einer Katastrophe 
gleichen Ausmaßes wie in Äthiopien zu werden droht. 
Den Kern der Z u s a m m e n h ä n g e zwischen Entwicklung und U m ­
welt, der i m Mit te lpunkt des Berichts steht, möchte ich kurz 
nachskizzieren: 
O Zunächs t sind diese Z u s a m m e n h ä n g e nicht sofort erkenn­
bar. Bis vor kurzem wurden Umweltprobleme überwiegend als 
Probleme der Indus t r i e l änder angesehen. Aus der Sicht der Ent­
wick lungs länder war die Umweltproblematik überwiegend i n 
den nach-industriellen Gesellschaften entstanden; nachdem sie 
wohlhabend geworden waren, stellten diese L ä n d e r fest, we l ­
chen Preis sie für ihren Wohlstand bezahlen mußten : Luftver­
schmutzung, Meeres-, Seen- und Flüssezers törung, Waldster­
ben, Bodenzers törung . 
O I n der Kommission wurde deutlich, daß Umwel tze r s tö rung 
und Armut , die ungleiche Verteilung von Reichtum und Macht, 
die egoistische Verfolgung von Teilinteressen lediglich verschie­
dene Aspekte des gleichen Problempakets sind. W ä h r e n d des 
Tagungszeitraums der Kommission prasselten die Meldungen 
von Umweltkatastrophen auf uns ein, und zwar g le ichermaßen 
aus Industrie- wie aus En twick lungs l ände rn : Bhopal, Tscherno­
byl , die Verunreinigung des Rheins durch Chemikalien, das 
Waldsterben in Nordeuropa, die Flüssiggasexplosion in Mexiko 
sowie die menschliche und ökologische Katastrophe i n Äth io ­
pien und anderen Gegenden Afrikas. 

Armut und Umwelt 

In den En twick lungs l ände rn ist die Armut die Wurzel allen 
Übels . Arme Menschen zers tören häufig ihre Umwelt — nicht 
wei l sie unwissend sind, sondern um zu über leben. Sie strapa­
zieren zu d ü n n e Böden, überweiden empfindliches Grasland und 
roden schrumpfende Waldbes tände zur Brennholzbeschaffung. 
Zur Befriedigung der kurzfristigen Bedürfnisse des einzelnen ist 
jede dieser M a ß n a h m e n logisch; langfristig und i m größeren 
Zusammenhang gesehen sind die Auswirkungen verheerend. 

VOLKER HAUFF 

Entwaldung, Versteppung, Bodenerosion, die wachsende Zahl 
der Hungernden und Armen: a l l dies zeigt nur, wie verheerend 
diese Folgen sind. Der Bericht beschreibt einige der unge­
schminkten Tatsachen der Umweltvernichtung. Jedes Jahr wer­
den 6 M i l l Hektar e r t ragfähigen Bodens zu wertloser Wüste . 
Über einen Zeitraum von drei Jahrzehnten ist dies eine F läche 
von der Größe Saudi-Arabiens. Ü b e r 11 M i l l Hektar Wald wer­
den jedes Jahr vernichtet; i n 30 Jahren ist dies eine Fläche von 
der Größe Indiens. D a r ü b e r hinaus werden durch Bodenerosion 
in jedem Jahr 20 M i l l Hektar landwirtschaftlicher F läche ver­
nichtet. Armut ist daher sowohl Ursache als auch Folge von 
Umwel tze rs tö rung . 
Wir dürfen daraus nicht den falschen Schluß ziehen, die Ent­
wick lungs länder seien heute die Hauptquelle der weltweiten 
Verschmutzung. Auch in Indus t r i e l ände rn gibt es große U m ­
weltprobleme, etwa durch i n der Landwirtschaft eingesetzte 
Chemikalien oder durch die Gewinnung von Energie aus fossilen 
und nuklearen Brennstoffen. Die gegenwär t ige Bedrohung des 
Planeten durch die Ze r s tö rung der Ozonschicht, den Aufbau von 
>Treibhaus<gasen und nukleare Unfäl le haben ihren überwiegen­
den Ursprung in den Indus t r i e l ändern . Ganz zu schweigen von 
der schwersten Bedrohung ü b e r h a u p t , die das Wettrüsten und 
die dadurch entstandene >Rüstungskultur< ganz unmittelbar für 
das Recht auf Leben darstellen. 
I m übr igen verbrauchen die Indus t r i e l änder — im Osten wie i m 
Westen — mi t nur einem Viertel der Bevölkerung der Welt i m ­
merhin rund vier Fünf te l ihrer gesamten Energie- und Meta l l ­
vorkommen. Diese Ungleichheiten sind wesentlicher Bestand­
tei l der Z u s a m m e n h ä n g e zwischen Umwelt und Entwicklung. 
Sie sind uner läß l ich für das Vers tändnis der Umweltprobleme 
der meisten afrikanischen und lateinamerikanischen Länder . 
Diese L ä n d e r waren von jeher abhäng ig von Primärrohstoffen 
— einige davon sind nicht erneuerbar — und müssen auch heute 
noch häufig zu derart schlechten Bedingungen an die Industrie­
l änder verkaufen, daß dies i n keinem Verhäl tnis steht zu den 
ta t säch l i chen Kosten des Raubbaus an ihren Ressourcen. Heute 
müssen die En twick lungs l ände r in einem globalen Rahmen ope­
rieren, i n dem die reicheren L ä n d e r bereits den größten Teil des 
ökologischen Kapitals der Erde abgeschöpft haben und nach wie 
vor die Weltwirtschaft beherrschen. 

Neues wirtschaftliches Wachstum erforderlich 

Diese Trends reichen weit zurück. Der Zusammenhang zwischen 
Umwelt und Entwicklung wurde jedoch schlagartig beleuchtet 
durch die Ölpreiskr isen der siebziger Jahre. Langsameres 
Wachstum in den Indus t r ie ländern , Verfall der Rohstoffpreise, 
Schuldenkrise, Rückgang der F inanz ie rungss t röme — all dies 
brachte die meisten En twick lungs länder in große Schwierigkei­
ten. Viele von ihnen haben heute einen niedrigeren Lebensstan­
dard als 1980; in den afrikanischen L ä n d e r n südl ich der Sahara 
liegen die Pro-Kopf-Einkommen heute nicht höhe r als vor 
20 Jahren. Die Zahl der Armen hat beängs t igend zugenommen. 
A l l dies führte zu e rhöh te r Umweltbelastung. Der Zwang zu 
Hausha l t skü rzungen führte oft zur Streichung von Umwel tpro­
grammen und zur Reduzierung von Sozialprogrammen. Der 
Druck, mehr exportieren zu müssen, um dem Schuldendienst 
nachkommen und die für eine Gesundung erforderlichen Ein­
fuhren finanzieren zu können , hat zu weiterem Raubbau ge­
führt . 
Die Kommission kommt zur Lösung des Problems zu einer radi­
kalen und unorthodoxen Forderung, näml ich der Forderung 
nach »einem neuen Zeitalter wirtschaftlichen Wachstums«. 
Warum dieser Weg? Heute wissen wi r , daß Wachstum nicht 
umwel t schäd l ich sein m u ß und daß es sogar zur Lösung von 
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Umweltproblemen beitragen kann. Wachstum ist uner läßl ich 
zur Ü b e r w i n d u n g der Massenarmut. Und wenn zum heutigen 
Bedarf noch der Bedarf einer zusätz l ichen Bevölkerung hinzu­
kommt — vielleicht sind das noch einmal so viele wie die heutige 
Wel tbevölkerung, wenn nicht noch mehr, und neun Zehntel da­
von werden in den L ä n d e r n der Dr i t ten Welt leben — welche 
Hoffnung haben wi r , ohne Wachstum damit fertig zu werden? 
Die Mitglieder der Kommission waren aber davon überzeugt , 
daß dieses Wachstum nicht nur notwendig, sondern auch reali­
sierbar ist. 
Na tü r l i ch gibt es begrenzende Faktoren. Die Kommission hat 
deshalb versucht, den Begriff dauerhafte Entwicklung< zu defi­
nieren als 
»einen Weg zum Fortschritt, der den Bedürfnissen der heutigen Generationen 
entspricht, ohne die Möglichkeiten künftiger Generationen zu gefährden, 
ihre eigenen Bedürfnisse zu befriedigen«. 

Wir sprechen hier nicht nur von den En twick lungs ländern , son­
dern von jeder Form der >Entwicklung< i m weitesten Sinne. Die 
Forderung, diese Entwicklung >dauerhaft< zu gestalten, gi l t da­
her für alle L ä n d e r und alle Menschen. Die Möglichkeit kom­
mender Generationen, ihre eigenen Bedürfnisse zu befriedigen, 
kann durch Wohlstand — ein Ü b e r m a ß an industrieller und 
technischer Entwicklung — ebenso gefährdet werden wie durch 
Umweltvernichtung durch Unterentwicklung. 
Dauerhaftigkeit muß daher i m globalen Zusammenhang gese­
hen und gemessen werden. Es ist eben nicht nur der Umfang der 
Erhaltung oder Verbesserung der Entwicklungsstufe jeder ein­
zelnen Nation. Auf wichtigen Gebieten ist ein sorgfältiges Ma­
nagement der Ressourcen erforderlich, um zu verhindern, daß 
die Grenzen über schr i t t en werden. So verdoppelte sich bei­
spielsweise der Wasserverbrauch weltweit zwischen 1940 und 
1980, und bis zum Jahre 2000 w i r d erneut mi t einer Verdoppe­
lung gerechnet; aber schon heute leiden 80 Lände r mi t 40 Pro­
zent der Wel tbevölkerung unter kritischem Wassermangel. E in 
weiteres Beispiel: Die Kommission wurde von Wissenschaftlern 
eindringlich darauf hingewiesen, daß durch die Rodung t rop i ­
scher Wälder zahlreiche Arten ausgerottet werden, die langfr i ­
stig für uns von immensem Nutzen sein könnten . Eine Studie der 
Weltbank schätzt , daß i m Laufe der nächs ten 20 Jahre ein Fünf­
tel der Pflanzen und Tiere dieser Erde aussterben könn ten . 
Die vielleicht ernsthafteste Begrenzung resultiert aus der Ver­
schmutzung der Atmosphäre . Die Ozonschicht ist bereits ge­
schädigt durch Fluor-Chlor-Kohlenwasserstoffe; es bildet sich 
jetzt a l lmähl ich — zu a l lmähl ich — ein internationaler Konsens 
übe r die Notwendigkeit von Produktionskontrollen und -verbo­
ten. Die Gefahr der E r w ä r m u n g des Planeten durch den >Treib-
hauseffekt< durch Kohlendioxyd und andere Freisetzungen ist 
sehr ernst zu nehmen. 
Bis w i r dieses P h ä n o m e n besser verstehen, bleibt hinter der Ver­
wendung fossiler Brennstoffe zumindest ein großes Fragezei­
chen. Gleichzeitig hat Tschernobyl die hohen, auf Dauer nicht 
verantwortbaren Risiken aufgezeigt, die mi t einer weiteren Ver­
breitung der Kernenergie verbunden sind, und zwar fast für 
einen ganzen Kontinent mi t mehr als einer halben Mil l iarde 
Bewohnern. Die Kommission hat zahlreiche Energiequellen für 
die Zukunft geprüft und festgestellt, daß konventionelle Szena­
rios mi t hohem Energieverbrauch nicht umwel tver t räg l ich sind 
und daß Szenarios mi t geringem Energieaufwand noch nicht 
ausreichend entwickelt sind. Der einzige Ausweg aus dieser 
Zwickmühle besteht darin, die grundlegenden Parameter zu än ­
dern, und zwar durch weitreichende Anstrengungen auf dem 
Gebiet des Energiesparens und der Entwicklung neuer, erneuer­
barer Ressourcen. 
Eine dauerhafte Entwicklung bedeutet daher ein Wachstum, das 
die Grenzen der Umwelt-Ressourcen respektiert, das also die 
Luft , die Gewässer , die Wälder und Böden rein erhäl t , ein 
Wachstum, das die genetische Vielfalt e rhä l t und das Energie 
und Rohmaterialien optimal nutzt. Daraus folgen zahlreiche 
praktische Konsequenzen; ich mö_hte hier auf einige eingehen, 
die die En twick lungs l ände r betreffen. Denn obgleich die Ent­

wick lungs länder ihren eigenen Weg zu einer dauerhaften Ent­
wicklung finden müssen, sind doch ihre größten Anstrengungen 
ohne massive Hilfe von außen und ohne eine gerechtere und bes­
ser ausgestaltete internationale Wirtschaftsordnung zum Schei­
tern verurteilt . 

Menschheit verdoppelt sich 

I n letzter Zeit hat sich bei den bilateralen Hilfsorganisationen 
des Westens und bei der Weltbank ve r s t ä rk tes U m w e l t b e w u ß t ­
sein gezeigt. Dies ist zu begrüßen, aber es ist nicht ausreichend 
erkannt, daß eine internationale Reform der Wirtschaft notwen­
dig ist und daß es vordringl ich um die Lösung der Verschul­
dungskrise geht. Wenn die Indus t r i e l änder — und zwar Regie­
rungen wie das private Bankensystem — nicht sehr schnell ihre 
Buchha l t e rmen ta l i t ä t gegenüber den En twick lungs l ände rn ab­
legen, sind ökonomische und ökologische Katastrophen unaus­
weichlich. 

Die Weltkommission zu Umwelt und Entwicklung 
Der »Ausarbeitung der Umweltperspektive bis zum Jahr 2000 
und für die anschließenden Jahre« hat die Generalversamm­
lung der Vereinten Nationen besondere Bedeutung beigemes­
sen. In ihrer Resolution 38/161 billigte sie einen Beschluß des 
Verwaltungsrats des Umweltprogramms der Vereinten Natio­
nen (UNEP) vom 23. Mai 1983, mit Hilfe »der von einer Sonder­
kommission unterbreiteten diesbezüglichen Vorschläge« die 
Umweltperspektive auszuarbeiten. Vorsitzende und Vizevor­
sitzender der Kommission (World Commission on Environment 
and Development, WCED) wurden von UN-Generalsekretär 
Javier Perez de Cuellar berufen: Dr. Gro Harlem Brundtland 
(frühere und derzeitige Ministerpräsidentin Norwegens, da­
mals Oppositionsführerin im Storting) und Dr. Mansour Khalid 
(ehemaliger Außenminister Sudans). Beide wählten ihrerseits 
die übrigen Mitglieder der Kommission aus. 
Die unabhängige Kommission umfaßte 22 Mitglieder aus 21 
Staaten; neun kamen aus Industrie-, 13 aus Entwicklungslän­
dern: 

Susanna Agnelli (Italien), Rom 
Dr. Saleh Abdulrahman Al-Athel (Saudi-Arabien), Riad 
Dr. Gro Harlem Brundtland (Norwegen), Oslo 
— Vorsitzende — 
Bernard T. G. Chidzero (Simbabwe), Harare 
Lamine Mohamed Fadika (Cote d'Ivoire), Abidjan 
Dr. Volker Hauff (Deutschland, Bundesrepublik), Bonn 
Dr. Mansour Khalid (Sudan), London 
— Vizevorsitzender — 
Prof. Istvän Läng (Ungarn), Budapest 
Dr. Ma Shijun (China), Beijing 
Jim MacNeill (Kanada), Montreal 
— Generalsekretär — 
Margarita Marino de Botero (Kolumbien), Bogota 
Nagendra Singh (Indien), Den Haag 
Dr. Paulo Nogueira-Neto (Brasilien), Brasilia 
Dr. Saburo Okita (Japan), Tokyo 
Shridath S. Ramphai (Guyana), London 
William D. Ruckeishaus (Vereinigte Staaten), Washington 
Mohamed Sahnoun (Algerien), Washington 
Emil Salim (Indonesien), Jakarta 
Bukar Shaib (Nigeria), Lagos 
Dr. Vladimir E. Sokolov (Sowjetunion), Moskau 
Janez Stanovnik (Jugoslawien), Ljubljana 
Maurice F. Strong (Kanada), Denver 

Zwischen Oktober 1984 und Apri l 1987 hielt die Kommission 
neun Tagungen ab; sie hat in jedem Erdteil getagt und jeweils 
auch öffentliche Anhörungen durchgeführt. Die Kommission 
beabsichtigte nicht, ein neues Weltmodell oder eine weitere 
Studie über besorgniserregende Entwicklungen zu verfassen. 
Es ging darum, klare Empfehlungen und Vorschläge zur Siche­
rung einer gemeinsamen Zukunft zu geben. Neu an der Aufgabe 
der Kommission war die Tatsache, daß Umwelt und Entwick­
lung zum ersten Mal als Einheit zusammen und nicht unabhän­
gig voneinander behandelt wurden. Ihr Bericht wird in diesem 
Herbst offiziell der 42. Generalversammlung der Vereinten Na­
tionen unterbreitet werden. 
Der volle Text des Berichts liegt bis jetzt nur in englischer 
Sprache vor: >Our Common Futures Oxford — New York (Ox­
ford University Press) 1987, 400 S., 5,95 £. 
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Vorsitzende der unabhängigen Weltkommission zu Umwelt und Entwicklung war 
Dr. Gro Harlem Brundtland. Die Ärztin Brundtland, am 20. April 1939 in Oslo gebo­
ren, war von 1974 bis 1979 Umweltschutzministerin Norwegens. Als erste Frau in der 
Geschichte der nordischen Länder nahm sie 1981 das Ministerpräsidentenamt ein. Von 
1981 bis 1986 führte die sozialdemokratische Politikerin die Opposition im Parlament; 
seit Mai 1986 ist sie wieder Ministerpräsidentin. Ihr Kabinett hat international ein 
Zeichen gesetzt: 8 von 18 Mitgliedern sind Frauen. 

Die Umweltverantwortung der En twick lungs l ände r ist eine 
d rückende Last; einerseits müssen sie ihre Volkswirtschaften 
wesentlich schneller ausbauen als die Indus t r i e l änder es in ei­
nem vergleichbaren Stadium taten, andererseits müssen sie Vor­
kehrungen für den Schutz und das Gleichgewicht in ihrer U m ­
welt i n einem Umfang treffen, wie es die Indus t r i e l änder nie 
getan haben. Außerdem müssen die von ihnen geforderten unpo­
pu lä ren M a ß n a h m e n häufig in einem Umfeld erfolgen, in dem 
die politische Toleranz durch die schmerzlichen Anpassungsvor­
gänge der letzten Jahre — als Folge der Schuldenkrise, niedriger 
Rohstoffpreise und nachlassender Kap i t a l s t röme — bereits zum 
Zerreißen gespannt ist. Zumeist sind die institutionellen Mecha­
nismen nur schwach und Fachkrä f te Mangelware. 
Was hat also Vorrang? In vielen Fäl len ist eine der wichtigsten 
Forderungen die Verlangsamung des Bevölkerungsanst iegs . 
Denn wo die Bevölkerung um mehr als 3vH pro Jahr wächst , ist 
kaum zu erwarten, daß der Teufelskreis von sinkendem Lebens­
standard und Umwel tze r s tö rung durchbrochen werden kann. Es 
gibt eine A b k ü r z u n g auf dem Weg zu niedrigeren Geburtenzif­
fern. Erst dann, wenn die armen Familien erkannt haben, daß 
Familienplanung ihnen einen höheren Lebensstandard bringt 
und daß die medizinische Versorgung ausreichend ist, um die 
Kindersterblichkeit zu senken, werden sie nicht mehr so viele 
Kinder anstreben. In vielen L ä n d e r n kann wenig getan werden, 
bevor nicht die Stellung der Frauen verbessert ist, ihr Beitrag 
zur Volkswirtschaft anerkannt w i r d und mehr von ihnen lesen 
und schreiben gelernt haben; manchmal muß dies jahrhunderte­
alten Traditionen zum Trotz geschehen. 
Obwohl einige En twick lungs länder beeindruckende Fortschrit­
te bei der Begrenzung des Bevölkerungsanst iegs machen, w i r d 
wahrscheinlich nichts mehr eine Verdoppelung der Menschheit 

verhindern können, bevor sich die Zahl stabilisiert. Und dieser 
Anstieg w i r d fast ausschließlich in den En twick lungs lände rn 
erfolgen, die hier mi t einem beispiellosem Problem konfrontiert 
sind. Als die heutigen Indus t r i e l änder i m 19. Jahrhundert ihre 
demographische Übergangsphase durchliefen, konnten die Län ­
der Europas ihren Bevölkerungsüberschuß exportieren. Heute 
gibt es keinen Ort, an dem die Bevölkerung aus Afr ika , Asien 
und Lateinamerika wi l lkommen wäre . Die Bevölkerungsprob le ­
me sind schwierig genug. Es ist keine Hilfe, wenn Gegner der 
Geburtenregelung in den Indus t r i e l ändern die U n t e r s t ü t z u n g 
für Familienplanungsprogramme unterminieren oder wenn i n ­
ternationale Finanzinstitute unter Hinweis auf die Notwendig­
keiten der >Anpassung< drastische Kürzungen der Gesundheits­
fürsorge und Alphabetisierungsprogramme verlangen, ohne die 
eine Familienplanung wenig Aussicht auf Erfolg hat. 
Weitere bedeutende Pr io r i t ä t en stehen in Zusammenhang mit 
den Möglichkeiten, die arme L ä n d e r haben, um das Potential 
ihrer Kleinbauern, deren Anbau der Selbstversorgung dient, vol l 
auszuschöpfen. In Afr ika ist man jetzt intensiv darum bemüht , 
die Handelsbilanz gewissermaßen auf den Agrarsektor zu verla­
gern und dem Landwir t ein angemessenes Einkommen zu ver­
schaffen, das er auch für umweltfreundliche und wirtschaftlich 
gesunde Investitionen einsetzen kann. Aber die längerfristige 
Herausforderung, mi t Hilfe modernen Saatgutes und besserer 
Kredithi lfen eine dauerhafte Landwirtschaft i n denjenigen Ge­
genden Afrikas und des indischen Subkontinents zu schaffen, in 
denen ausreichende Niederschläge fallen, steht auf Grund der 
damit verbundenen Kosten erst i n den Anfängen. Und auch hier 
leisten die Indus t r i e l änder oft nur geringe Hilfe. Die stark pro-
tektionistische Agrarpol i t ik mancher Indus t r ie länder — insbe­
sondere in der EG und Japan — blockiert das landwirtschaftl i­
che Exportpotential der En twick lungs l ände r und drück t die 
Einkommen ihrer Bauern. 

Global haushalten mit Energie 

Ganz ähnl iches gi l t für die Energie. Viele En twick lungs länder 
haben zu wenig Energie. Ohne massive Hilfe von außen ist es für 
sie auch nicht möglich, sich intensiv an der Entwicklung erneu­
erbarer Energien zu beteiligen. Die Institutionen der Entwick­
lungshilfe teilen zwar großzügig Ratschläge und Bedingungen 
aus, knausern aber mi t Hilfsmit teln. Die großen Energiever­
braucher der Zukunft wie China, Indien und Brasilien brauchen 
verzweifelt schnell realisierbare und kostengünst ige Al te rna t i ­
ven zu fossiler Energie, und bei der nuklearen Energie sind die 
Risiken zu hoch und ist die Wirtschaftlichkeit umstritten. Ohne 
eine Landreform in vielen En twick lungs lände rn werden M i l l i o ­
nen landloser Bauern hungern und ihre Bedürfnisse nicht befrie­
digen können . Entwicklungsstrategien, die außer Wachstum und 
Erhaltung nicht auch Gerechtigkeit zum Ziel haben, sind zum 
Scheitern verurteilt . Hier erhäl t die soziale Gerechtigkeit eine 
neue Dimension. Aber das muß nicht nur in den Entwicklungs­
l ände rn zum Ausdruck kommen, sondern auch als Stimme in den 
entscheidenden Gremien des internationalen Währungsfonds 
und der Weltbank sowie als Pol i t ik bei der Mittelvergabepraxis 
der Indus t r ie länder . 
Auch im weltwirtschaftlichen Rahmen muß der Grundsatz der 
Gerechtigkeit mi t den Zielsetzungen des Wachstums und der 
Erhaltung in den Vordergrund gerückt werden. Nehmen w i r bei­
spielsweise den Handel. Die Rohstoffpreise haben seit Jahren 
fallende Tendenz, so daß Mi l l ia rdene inbußen bei den Exporter­
lösen entstanden sind. Einige Rohstoffexporteure haben auf i h ­
rer verzweifelten Suche nach Devisen als Ausgleich das Volu­
men ihrer Ausfuhren erhöht , womit sie jedoch den Marktverfal l 
nur noch verschlimmerten. I n einigen Fäl len, beispielsweise bei 
der Baumwolle aus dem Sahel, hat dieser Prozeß die dortigen 
Umweltprobleme verschärf t . 
F ü r die En twick lungs l ände r gibt es nur die Alternative der D i ­
versifikation: weg von den Rohmaterialien und hin zur Fer t i ­
gung; eine ökologisch wie ökonomisch gle ichermaßen attraktive 
Lösung. Das ist die An twor t auf die Forderung auch der Indu-
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s t r ie länder , die En twick lungs l ände r sollten sich »am eigenen 
Schopf herausziehen«. Aber was passiert dann? Der Protektio­
nismus feiert Urs tänd . Vom schwer verschuldeten Brasilien bis 
h in zum verarmten Bangladesch und den winzigen Malediven 
wurden übera l l dort Barrieren errichtet, wo diese L ä n d e r eine 
Möglichkeit entwickelt haben, sich erfolgreich am Export zu 
beteiligen. 

Weltweite Verantwortung 

Eine gerechte internationale Ordnung w i r d sich auch mi t den 
Ozeanen, dem Meeresboden, der Antarkt is und dem Weltraum 
befassen müssen. Diese nicht unter nationaler Hoheit stehenden 
Gebiete sind das gemeinsame Erbe der Menschheit. Gegenwär ­
tige Trends der Völker rech tsen twick lung berücks ich t igen dies 
zwar, aber die Verwaltung dieser Gebiete liegt i n der Hand von 
Staaten, denen Reichtum oder moderne Technologien einen Vor­
sprung geben. Die Seerechtskonvention schuf die Grundlage, 
auf der seefahrende Staaten ihre küs tenfernen Ressourcen 
schützen können ; kleine und schwache Staaten aber sind auch 
weiterhin gefährdet durch räuber i sches Abfischen und die Ver-
klappung von Abfällen i m Meer. Des weiteren hat die Weigerung 
der Vereinigten Staaten und einer Reihe anderer Indus t r i e l än ­
der, das Übe re inkommen zu unterzeichnen beziehungsweise zu 
ratifizieren, Zweifel daran wachsen lassen, ob international ver­
läßliche Regeln ü b e r h a u p t akzeptiert werden. 
Beim Antarktis-Vertrag sieht es etwas günst iger aus, zumindest 
was das Ziel des Umweltschutzes angeht. Doch die Indus t r i e l än ­
der, die den bisherigen Antarktis-Vertrag tragen, müssen sich 
fragen, ob sie das Recht haben, einen ganzen Kontinent i m Na­
men der gesamten Menschheit zu verwalten. Ähnl iche Probleme 
ergeben sich hinsichtlich der Nutzung des Weltraums für indu­
strielle Zwecke. Dies sind komplexe Probleme. Dauerhafte Ent­
wicklung aber erfordert auch die Beantwortung dieser Fra­
gen. 

* 

Ich habe hier nur einige Felder anre ißen können, mi t denen sich 
die Kommission auseinandergesetzt hat und bei denen gegen­
wär t ig die Interessen von Nord und Süd, von Ost und West auf­
einandertreffen. Deutlich w i r d dabei, daß in weiten Teilen in den 
Indus t r i e l ändern die Verpflichtungen negiert werden, bei der 
Schaffung weltweiter, dauerhafter Entwicklung nicht nur Z u ­

schauer zu sein, sondern aktiver Teil . Ich sehe Zeichen der Hoff­
nung. Sie beruhen auch auf Idealismus und der internationalen 
Sol idar i tä t . Dies wurde mir bewußt anläßl ich der Vorstellung 
des Berichts der Kommission i n London, als einer der jungen 
Leute aus Indonesien, die eingeladen waren, den Bericht von Gro 
Harlem Brundtland entgegenzunehmen, sagte: 
»Bitte, Präsidenten, Premierminister und Generäle, hört auf die Armen, auf 
die Stimme der hungrigen Menschen. Hört auf den lautlosen Tod sterbender 
Wälder, Seen, Flüsse und der Meere, der sterbenden Böden der Erde, vergiftet 
und zertreten durch menschliche Gier, Armut und Ungerechtigkeit. Wir, die 
Jungen, hören sie laut und deutlich!« 
Ich hoffe, daß vor allem in den Indus t r i e l ände rn endlich erkannt 
w i r d , daß die Armen der Welt, wenn ihnen nicht geholfen w i r d , 
eine dauerhafte Entwicklung zu erreichen, nicht nur ihre eigene 
Umwelt , sondern den ganzen Planeten zers tören könn ten . Die 
Botschaft des Brandt-Berichts war, daß arme und reiche L ä n d e r 
durch gemeinsame Interessen verbunden sind. Die Weltkommis­
sion zu Umwelt und Entwicklung un t e r s tü t z t diese Aussage mi t 
allen Kräften. 
Der Weg zu dauerhafter Entwicklung erfordert Weitsicht und 
Internationalismus. Daran mangelt es immer noch, aber beides 
läßt sich auf Dauer nicht ersticken mi t den Gewohnheiten eines 
anderen Zeitalters, insbesondere durch die Mißach tung mul t i l a ­
teraler Institutionen seitens mäch t ige r Nationalstaaten, durch 
fehlende U n t e r s t ü t z u n g für das UN-System, durch die k ü m m e r ­
liche Finanzierung der internationalen Finanzierungseinrich­
tungen und durch die Mißach tung internationaler Abkommen. 
Ich b in überzeugt , daß unsere Vorstellungen von der Zukunft 
immer weniger von überwiegend nationalen Ideen gepräg t sein 
werden, je mehr w i r uns dem nächs ten Jahrtausend nähern . Ver­
schwindende Wälder betreffen nicht nur Indonesien oder Brasi­
lien; die Beschäd igung der Ozonschicht der Erde, die Verbrei­
tung des sauren Regens und atomare Niederschläge beunruhigen 
keineswegs nur die Verursacher. Die Dauerhaftigkeit des Fort­
schritts der Menschheit h ä n g t zu einem ganz wesentlichen Teil 
davon ab, daß w i r erkennen, daß w i r Nachbarn sind auf einem 
kleinen und verwundbaren Planeten, und daß unsere Pflicht, 
fü re inander zu sorgen, eine Verpflichtung auf Gegenseitigkeit 
ist. 
Letzt l ich fordern Brandt, Palme und nun auch Brundtland das 
gleiche: Wi r brauchen eine neue Eth ik des menschlichen Über ­
lebens — und w i r brauchen sie bald. 

Mensch und Klima 
Das Weltklimaforschungsprogramm der Weltorganisation 
für Meteorologie (WMO) HERMANN FLOHN 

Das Wetter: alltägliches Ereignis, banaler Gesprächsstoff, vom 
Walten der Naturkräfte geprägtes und somit scheinbar vom Men­
schen unabhängiges Geschehen — und doch von menschlichem 
Tun und Lassen beeinflußt. Wie allerdings die Zusammenhänge 
genau beschaffen sind, ist in vielem noch ungeklärt. Hier erfüllt 
ein Teil des UN-Systems eine wesentliche Aufgabe: die aus der 
1873 gegründeten internationalen Meteorologischen Organisa­
tion' hervorgegangene Weltorganisation für Meteorologie' 
(WMO), Sonderorganisation seit 1951, die im Mai in Genf ihren 
10. Weltkongreß abhielt, leistet auf ihrem spezifischen Gebiet 
einen Beitrag zur Lösung der Weltprobleme durch die Vereinten 
Nationen. War sie zunächst im wesentlichen mit Aufgaben wie 
der Standardisierung der nationalen Wetterdienste beschäftigt, 
so ist sie heute führend bei der weltweiten Koordinierung der 
Wetterbeobachtung und der Klimaforschung. Berührungspunk­
te ergeben sich bei ihren Aktivitäten auch zu anderen Einrich­
tungen im UN-System, etwa zur Organisation der Vereinten 
Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO) 
mit ihrem Programm >Der Mensch und die Biosphäre und zum 

Umweltprogramm (UNEP). Über die Weltklimakonferenz von 
1979 hat der Autor des folgenden Beitrags bereits in VN 3/1979 
S.108ff. berichtet. Genannt seien an dieser Stelle auch die frühe­
ren Artikel über die WMO in dieser Zeitschrift: Hermann Seba­
stian, Zwanzig Jahre Entwicklungshilfe der Weltorganisation 
für Meteorologie, VN 3/1973 S.78ff; Ernst Lingelbach, Die Welt-
Wetter-Wacht der Weltorganisation für Meteorologie (WMO), 
VN 6/1971 S.165ff.; Erich Süßenberger, Wetterdienst als welt­
weite Aufgabe, VN 3/1963 S.94ff. 

Das Weltklimaforschungsprogramm 

Als i m Februar 1979 die Weltklimakonferenz i n Genf zu Ende 
ging, war ihr wichtigstes Ergebnis — ein Weltklimaforschungs­
programm (WCRP) — i n den Grundzügen umrissen. I n welchem 
Umfang es realisiert werden könnte , war wohl keinem der Betei­
ligten klar. Dieses Programm schloß sich unmittelbar an ein gro­
ßes internationales Unternehmen an, das Globale A t m o s p h ä r e n ­
forschungsprogramm (GARP), das letzten Endes auf die Resolu-
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